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Uber die Rechtspflege in der Ostzone
Von Prof. Dr. Arthur Baumgarten, Berlin

Im Novemberheft (1948) der westdeutschen Monats
schrift für Deutsches Recht hat Professor Eberhard 
Schmidt, Heidelberg, unter der Überschrift „Berufs
jurist und staatliche Rechtspflege“ einen Aufsatz er
scheinen lassen, der sich nicht nur mit den für sein 
Thema in Betracht kommenden Verhältnissen in der 
Westzone, sondern auch mit denen der Ostzone be
schäftigt. Seine Ausführungen, die als typisch für die 
im Westen herrschenden Auffassungen angesehen wer
den können, machen ein Wort der Aufklärung über 
das, was in der Ostzone vor sich geht, erforderlich. 
Die tiefgreifenden staatsrechtlichen Veränderungen in 
Deutschland, die die gesellschaftliche Entwicklung der 
letzten Zeit mit sich gebracht hat, legen es besonders 
nahe, daß wir uns angelegentlichst bemühen, unseren 
westlichen Landsleuten zur Einsicht in das Wesen des 
Gesellschaftslebens und damit des Rechtslebens in der 
Ostzone zu verhelfen.

Wie Schmidt den Unterschied zwischen der West- 
und der Ostzone Deutschlands sieht, geht am deut
lichsten aus den folgenden Sätzen hervor:

„Im Gegensatz zu den nach dem Muster des SED- 
Entwurfs geschaffenen Länderverfassungen der Ost
zone sind die westlichen Verfassungen nicht nur 
formal, d. h. dem Worte nach, sondern im höchst 
realen Sinn antifaschistisch. Sie wollen nicht, wie 
die östlichen Verfassungen, das totalitäre 
faschistische System der Vergangenheit durch ein 
neues totalitäres Machtstaatsystem ersetzen, das 
sich von jenem alten nur in der ideologischen Be
mäntelung unterscheidet, dafür aber in den Me
thoden polizeistaatlicher Vergewaltigung des Ein
zelnen mit jenem alten haargenau• übereinstimmt. 
Sie wollen dem trostlosen Experiment des rechts
feindlichen nationalsozialistischen Machtstaates 
nicht ein zweites gleiches, nur anders benanntes 
folgen lassen.“

Weil Schmidt die Ideologie des Nationalsozialismus 
und die gesellschaftlichen Ideen, die heute in der Ost
zone zu maßgeblichem Einfluß gelangt sind, in einen 
Topf wirft, beide für Bemäntelungen und den Unter
schied zwischen ihnen für einen lediglich nominellen 
ansieht, geht ihm der Blick ab für die Verschieden
heit der Methoden, und kann er überhaupt kein Ver
ständnis dafür gewinnen, daß das heutige Regime der 
Ostzone das gerade Gegenteil des faschistischen ist.

Auf die Ideologien kommt es an in dem Sinn, daß 
sie, wenn schon nicht die letztlich ausschlaggebenden 
gesellschaftlichen Kräfte, so doch die deutlichsten Er
kennungszeichen der großen gesellschaftlichen Bewe
gungen sind. Die Weltanschauung, von der Eberhard 
Schmidt annimmt, daß sie die Bemäntelung der in 
der Ostzone betriebenen Politik sei, ist die des wis
senschaftliche Sozialismus. Der Sozialismus ist nicht 
eine von irgendwelchen Demagogen erfundene Ideo
logie, sondern eine politische, soziale und alle Gebiete 
des geistigen Lebens erfassende historische Erschei
nung, die sich in der Neuzeit unter Beteiligung der 
besten Köpfe allmählich entwickelt hat. Das Ziel, das 
die Gesellschaftsdenker der Aufklärung vor Augen 
hatten: Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit aller, 
ist auch das Ziel des Sozialismus. Die Gesellschafts
lehre der Aufklärung ist noch nicht Sozialismus, weil 
sie die Wirtschaft, wiewohl nicht gänzlich ignoriert, 
so doch nicht in ihrer zentralen Bedeutung erfaßt. 
Erst als die in ihren Ergebnissen durchaus bürger
lich-kapitalistische französische Revolution die fort
schrittlichsten Geister aufs tiefste enttäuscht hatte, 
gewann eine Elite die Einsicht, daß es einer tiefgrei
fenden Umgestaltung der Wirtschaft bedürfte, um die 
Ideale der Aufklärung zu verwirklichen. Der Früh
sozialismus trat auf den Plan. Der Frühsozialismus 
war utopischer Sozialismus, insofern seine Begründer 
und Anhänger der Meinung waren, daß ein Appell an 
das vernünftige Denken und den guten Willen der 
Herrschenden genüge, um den Übergang von der kapi
talistischen zu einer sozialistischen Wirtschaftsordnung 
zu bewerkstelligen. Bei Marx und Engels wird der 
Sozialismus realistisch, indem die These in ihm auf
genommen und eingehend begründet wird, daß nur

auf dem Wege einer proletarischen Revolution und 
über das Zwischenstadium einer proletarischen Dik
tatur die neue Wirtschaftsordnung und mit ihr zu
gleich eine Gesellschaftsordnung, in der alle zu freien 
und gleichen Mitgliedern einer umfassenden Arbeits
gemeinschaft werden, begründet werden kann. Das 
Bürgertum hat in seinen Gesellschaftslehren liberali- 
stischer und romantischer Prägung, die es dem Sozia
lismus entgegensetzte und die es anfänglich mit einem 
nicht unerheblichen geistigen Aufwand aufbaute, im 
Lauf der Zeit zusehends abgenommen an Weisheit und 
Verstand vor Gott und den Menschen, bis es schließ
lich in der faschistischen Iedologie den Tiefpunkt der 
Barbarei erreichte. Der Absturz in diese Ideologie, 
der keineswegs nur in den sich mehr oder weniger 
offen faschisierenden Staaten erfolgte, steht damit in 
Zusammenhang, daß angesichts der drohenden Gefahr, 
die von der siegreichen Oktoberrevolution ausging, 
das Bürgertum zu extremen Mitteln greifen zu müs
sen glaubte.

Nach dem Zusammenbruch des Faschismus im zwei
ten Weltkrieg hat die sozialistische Revolution auf 
eine Reihe von Ländern übergegriffen, hierbei ver
schiedenartige, aber im Resultat verhältnismäßig wenig 
gewaltsame Formen annehmend und im Ergebnis zu
nächst zu einer demokratischen Republik führend, die 
noch nicht Sozialismus ist, aber, sozialistisch inspiriert, 
zum Sozialismus hinüberleitet. Es ist ein komplizier
ter, langwieriger geschichtlicher Prozeß, in dem die 
sozialistische Revolution als Weltrevolution die „uni- 
tas actus“ nicht wahrt, sondern sich in eine Reihe von 
Stadien auseinanderlegt. Schließlich bleibt aber Re
volution, auch wenn sie sich in milden Formen ab
spielt, immer Revolution, und so ist es begreiflich, 
wenn schon nicht verzeihlich, daß die Entwicklung in 
der deutschen Ostzone von manchen mit der faschi
stischen Gegenrevolution auf eine Stufe gestellt wird.

Eine wesentliche Besserung der gesellschaftlichen 
Zustände ist nicht möglich ohne eine tiefgreifende 
Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse. Die Be
seitigung dies Monopolkapitalismus und des Großgrund
besitzes sowie die Einführung volkseigener Betriebe 
bilden die Grundlage der gesamten Gesellschafts
reform in der Ostzone. In der Westzone konnten solche 
Eingriffe in das privatkapitalistische Regime nicht vor
genommen werden, die dortigen Besatzungsmächte 
ließen es nicht zu. Nur solche Bestrebungen 
konnten in der Westzone bisher zu irgendwie 
greifbaren Ergebnissen führen, die darauf ausgingen, 
den alten, vorfaschistischen Staat wiedereinzuführen. 
Aus dem alten Staat, der alten Gesellschaftsordnung, 
ist der Faschismus hervorgegangen — er ist nicht 
vom Himmel gefallen oder aus der Hölle zu uns her
aufgeschickt worden —, und aus ihrer Erneuerung 
wird notwendig ein Neofaschismus hervorgehen. Seit 
Eberhard Schmidt seinen Artikel schrieb, ist das Ent
stehen eines neuen Faschismus in der Westzone 
Deutschlands und in den kapitalistischen Ländern des 
Westens im allgemeinen jedermann sichtbar geworden.

Zum alten Staat gehört auch die Rechtspflege, die 
Schmidt so sehr am Herzen liegt und von ihm so hoch 
gepriesen wird. Wie hätte die schlechte Gesellschaft' 
der Vorkriegszeit (der Zeit vor dem ersten Weltkrieg), 
die Spitteier in einem kleinen Gedicht, das diese Über
schrift trägt, unübertrefflich geschildert hat, eine wirk
lich gute Rechtspflege haben sollen? Die Zeit des Na
turrechts und seiner veritates aeternae in rechtlichen 
Dingen war längst vorüber. Schon in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts begann die Rechtwissenschaft 
sich zum Rechtspositivismus zu bekennen und wurde 
schließlich zu dem, als was der Rechtsphilosoph Le
onard Nelson sie im Anfang des 20. Jahrhunderts be- 
zeichnete, zu einer Rechtswissenschaft ohne Recht, 
d. h. ohne Rechtsidee. Der Auslegung und Systema
tisierung des positiven Rechts legte sie keine inhaltlich 
bestimmten, in kritischer Besinnung auf das „Rich
tige“ ermittelten allgemeinen Rechtsprinzipien zu 
Grunde. Soweit es Lücken im positiven Recht aus
zufüllen oder Vorschläge de lege ferenda zu machen 
galt, ließen sich die Juristen, wenn man von Zweck-
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